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Dossier zum Thema Verbandsklagereche 

 
Klageunterstützung durch Verbände 
 

Gegen eine Diskriminierung vor Gericht zu klagen, kann mitunter langwierig sein. Daher 

bleiben wegen der unabwägbaren Situation und den möglichen Folgen 

Diskriminierungsfälle oft ungeahndet.  

Wir möchten Ihnen in diesem Dossier vorstellen, welche Möglichkeiten Verbände zur 

Klageunterstützung in unterschiedlichen Rechtsbereichen in Deutschland haben.  

Außerdem stellen wir in einem kurzen Überblick Unterstützungsmöglichkeiten von 

Verbänden im europäischen Kontext dar.  

Wir danken Anne Schulheis für die Unterstützung bei der Erstellung des Dossiers. 

A.  Situation in Deutschland 

Verbände können unter bestimmten Voraussetzungen als Beistand vor Gericht auftreten. 

Eine Unterstützung durch einen Beistand ist jedoch nur möglich, wenn die betroffene 

Person selbst als Kläger_in vor Gericht auftritt. Im Bereich der Umsetzung von 

Gleichbehandlung ist die Beistandschaft die einzige Form der Beteiligung von Dritten. 

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) regelt in § 23 AGG die Beistandschaft 

von Verbänden, andere Klageunterstützungsmöglichkeiten jedoch nicht.  

Eine weitere Möglichkeit vor Gericht aufzutreten stellt die so genannte 

Prozessstandschaft dar. Eine Prozessstandschaft erlaubt dem Verband im eigenen Namen 

das Recht von Betroffenen gerichtlich geltend zu machen.  

Darüber hinaus bietet die Verbandsklage einem Verband die Möglichkeit selbst als 

Kläger_in aufzutreten. Bei Verbandsklagen gibt es keine unmittelbar Betroffenen. In 

Deutschland besteht im Bereich der Diskriminierung von Menschen mit Behinderung die 

Möglichkeit einer Verbandsklage.  

 
1. Beistandschaft 

 

Entschließt man sich, vor Gericht zu klagen, konsultiert die klagende Partei in der Regel 

zunächst eine_n Rechtsanwalt_in. Diese_r wird Prozessbevollmächtigte, d. h. er_sie 

vertritt den_die Kläger_in vor Gericht und nimmt alle prozessgestaltenden Handlungen in 

seinem_ihrem Namen vor.  

http://www.bug-ev.org/themen/schwerpunkte/dossiers/verbandsklagerecht/nationale-situation.html
http://www.bug-ev.org/themen/schwerpunkte/dossiers/verbandsklagerecht/europaeische-situation.html
http://www.bug-ev.org/themen/schwerpunkte/dossiers/verbandsklagerecht/nationale-situation/beistandschaft.html
http://www.bug-ev.org/themen/schwerpunkte/dossiers/verbandsklagerecht/nationale-situation/prozessstandschaft.html
http://www.bug-ev.org/themen/schwerpunkte/dossiers/verbandsklagerecht/nationale-situation/verbandsklage.html
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Neben dem_der Rechtsanwalt_in kann die 

klagende Partei unter Umständen zusätzlich 

einen Beistand hinzuziehen, z. B. im 

Rahmen einer Klage nach dem AGG einen 

Antidiskriminierungsverband. Dieser kann 

in der Verhandlung neben der klagenden 

Partei und dem_der prozessbevollmächtigten 

Rechtsanwalt_in auftreten und das Wort 

ergreifen. Das vom Beistand Vorgetragene gilt als von der klagenden Partei gesagt, 

soweit die Aussagen nicht sofort von dem_der Kläger_in widerrufen oder berichtigt 

werden.  

Die Bestellung eines Beistandes ist nur dann möglich, wenn ein entsprechendes Gesetz 

diese Möglichkeit vorsieht.  

 
1.1. Gesetzeslage 

 

Eine Beistandschaft ist in allen gerichtlichen Verfahren vorgesehen. Im           

Strafverfahren kann beispielsweise der_die 

Ehegatte_in oder eingetragene  

Lebenspartner_in des_der  

Angeklagten als Beistand zugelassen 

werden.  

Die Voraussetzungen einer Beistandschaft 

hängen immer davon ab, welches Gesetz zur 

Anwendung kommt. Sowohl im 

zivilrechtlichen Verfahren, als auch im 

verwaltungsrechtlichen Verfahren können Verbände als Beistand vor Gericht auftreten. 

 
1.1.1.    Zivilprozess 
 

Wenn gegen eine Ungleichbehandlung aus Gründen der „Rasse“ oder ethnischen 

Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des 

Alters oder der sexuellen Identität (§ 1 AGG) vorgegangen werden soll, kommt eine 

Beistandschaft durch einen Verband in Betracht. 

Liegt eine Diskriminierung aus einem andren als den in § 1 AGG genannten Gründen 

vor, gilt das allgemeine Zivilrecht. Die Zivilprozessordnung (ZPO) sieht auch in weiteren 

zivilgerichtlichen Verfahren die eine Beistandschaft vor. 

Der Art. 7 Abs. 2 der Antirassismusrichtlinie 2000/43 (sowie der Erwägungsgrund 19) 

und Art. 9 Abs. 2 der Beschäftigungsrichtlinie 2000/78 (sowie der Erwägungsgrund 29) 

beinhalten eine Vorgabe, dass Verbände im Rahmen der nationalen 

Gleichbehandlungsgesetzgebung Kläger_innen unterstützen und in ihrem Namen handeln 

können sollen. Das AGG sieht hier nur eine Beistandschaft vor. Diese ist in § 23 Abs. 2 

AGG geregelt.  

(2) 
1
Antidiskriminierungsverbände sind befugt, im Rahmen ihres Satzungszwecks in 

gerichtlichen Verfahren als Beistände Benachteiligter in der Verhandlung aufzutreten. 

 

Antidiskriminierungsverbände können 

im Rahmen des AGG als Beistand 

auftreten, wenn sie mindestens 75 

Mitglieder haben oder einen 

Zusammenschluss von mindestens sieben 

Verbänden bilden (§ 23 Abs. 1 AGG).  
 

 

In Diskriminierungsfällen ist, außer in 

Fällen der Diskriminierung von 

Menschen mit Behinderung, die 

Beistandschaft die bislang einzige 

Möglichkeit für Verbände vor Gericht 

aufzutreten. 
 

http://www.bug-ev.org/themen/schwerpunkte/dossiers/verbandsklagerecht/nationale-situation/beistandschaft/gesetzeslage.html
http://www.bug-ev.org/themen/schwerpunkte/dossiers/verbandsklagerecht/nationale-situation/beistandschaft/gesetzeslage/zivilprozess.html
http://www.bug-ev.org/themen/schwerpunkte/dossiers/verbandsklagerecht/nationale-situation/beistandschaft/gesetzeslage/verwaltungsprozess-67-vwgo.html
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2000:180:0022:0026:de:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2000:303:0016:0022:de:PDF
http://www.gesetze-im-internet.de/agg/__23.html
http://www.gesetze-im-internet.de/agg/__23.html
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2
Im Übrigen bleiben die Vorschriften der Verfahrensordnungen, insbesondere diejenigen, 

nach denen Beiständen weiterer Vortrag untersagt werden kann, unberührt.  

Aufgrund dessen sind Antidiskriminierungsverbände grundsätzlich befugt, als Beistand 

aufzutreten. Dazu müssen sie mindestens 75 Mitglieder haben oder einen 

Zusammenschluss aus mindestens sieben Verbänden bilden. Weiterhin dürfen sie nicht 

gewerbsmäßig tätig sein.  

Die Vorteile einer Beistandschaft sind vielfältig. So beschäftigt sich der Beistand in der 

Regel berufsmäßig mit dem Thema Antidiskriminierung und kann zusätzlich seine 

Expertise auf diesem Gebiet einbringen. Der_die Rechtsanwalt_in ist unter Umständen 

nicht auf das Thema Gleichbehandlung spezialisiert bzw. betreut 

Antidiskriminierungsfälle nur gelegentlich. Auch hier kann ein Beistand Fachwissen 

beisteuern, den_die Rechtsanwalt_in entlasten und Hilfe in einer für die Betroffenen 

einschüchternden Situation sein. Eine Diskriminierung betrifft immer auch die 

persönliche Sphäre der Betroffenen. In solchen Fällen ist das Selbstwertgefühl einer 

diskriminierten Person mitunter stark verletzt und die Beistandschaft eines 

Antidiskriminierungsverbandes kann von Betroffenen als hilfreich wahrgenommen 

werden.  

Betroffene empfinden den Erstkontakt mit einem Antidiskriminierungsverein mitunter 

leichter als mit einer Kanzlei, bzw. kennen keine_n passenden Rechtsanwalt_in. Der 

Beistand kann also (erste_r) Ansprechpartner_in sein und dann seinerseits mit dem_der 

Rechtsanwalt_in korrespondieren.  

Ein Beistand hat jedoch kein Recht auf Akteneinsicht, auf Befragung von Zeugen_innen 

oder ein eigenes Antragsrecht. 

 
1.1.2.    Verwaltungsgerichtsordnung, § 67  
 

Der Ablauf eines Verwaltungsprozesses ist in der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 

geregelt. Für den Beistand gilt § 67 Abs. 7 VwGO:  
1
In der Verhandlung können die Beteiligten mit Beiständen erscheinen. 

2
Beistand kann 

sein, wer in Verfahren, in denen die Beteiligten den Rechtsstreit selbst führen können, als 

Bevollmächtigter zur Vertretung in der Verhandlung befugt ist.
3
Das Gericht kann andere 

Personen als Beistand zulassen, wenn dies sachdienlich ist und hierfür nach den 

Umständen des Einzelfalls ein Bedürfnis besteht. 
4
Abs. 3 S. 1 und 3 und Abs. 5 gelten 

entsprechend. 
5
Das von dem Beistand Vorgetragene gilt als von dem Beteiligten 

vorgebracht, soweit es nicht von diesem sofort widerrufen oder berichtigt wird.  

Aus Satz 1 (vgl. hochgestellte Zahl) ergibt sich, dass man als Kläger_in während der 

Verhandlung anwesend sein muss. Grund für diese Anwesenheitspflicht ist, dass die 

Partei in der Lage sein soll, das vom Beistand Vorgetragene sofort widerrufen oder 

berichtigen zu können, siehe Satz 5. Gemäß dem Verweis auf § 67 Abs. 2 VwGO in Satz 

2, können beispielsweise Beschäftigte eines_r Beteiligten, volljährige 

Familienangehörige, Personen mit Befähigung zum Richteramt (Volljuristen_innen), 

Steuerberater_innen oder Gewerkschaften und Arbeitgebervereinigungen als Beistand 

vor Gericht auftreten.  

Nicht im Gesetz aufgezählte Personen können gemäß § 67 Abs. 7 S. 3 VwGO durch das 

Gericht ebenfalls als Beistand zugelassen werden, jedoch steht diese Entscheidung im 

Ermessen des jeweiligen Gerichts. 

http://www.gesetze-im-internet.de/vwgo/
http://www.gesetze-im-internet.de/vwgo/__67.html
http://www.gesetze-im-internet.de/vwgo/__67.html
http://www.gesetze-im-internet.de/vwgo/__67.html
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2.    Prozessstandschaft 
 

Unter Prozessstandschaft versteht man die Möglichkeit, im eigenen Namen das Recht  

von Betroffenen geltend zu machen. Man unterscheidet zwischen gesetzlicher und 

gewillkürter Prozessstandschaft. Während die gesetzliche Prozessstandschaft in 

entsprechenden Gesetzen vorgesehen ist, ist eine gewillkürte, d.h. eine selbst gewählte, 

nur unter sehr engen Voraussetzungen möglich. Dazu muss der_die 

Prozessstandschafter_in u.a. ein eigenes schutzwürdiges Interesse haben. In Deutschland 

sehen einige Gesetze eine gesetzliche Prozessstandschaft für  

Verbände vor. 

von Betroffenen geltend zu machen. Man unterscheidet 

zwischen gesetzlicher und gewillkürter 

Prozessstandschaft. Während die gesetzliche 

Prozessstandschaft in entsprechenden Gesetzen 

vorgesehen ist, ist eine gewillkürte, d.h. eine selbst 

gewählte, nur unter sehr engen Voraussetzungen möglich. 

Dazu muss der_die Prozessstandschafter_in u.a. ein 

eigenes schutzwürdiges Interesse haben. In Deutschland 

sehen einige Gesetze eine gesetzliche Prozessstandschaft 

für Verbände vor. 

       

2.1. Gesetzeslage 
 

Der_die Nachlassverwalter_in, Testamentsverwalter_in 

oder Insolvenzverwalter_in sind beispielsweise 

gesetzliche Prozessstandschafter_innen. Im Bereich der 

Diskriminierung sieht das 

Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) in § 12 BGG die 

Möglichkeit einer Prozessstandschaft durch Verbände 

vor. Auch das Sozialgesetzbuch (SGB) XI erlaubt im 

Bereich des Behindertenrechts eine Prozessstand § 12 

BGG. 

 
2.1.1.    § 12 BGG 

 

Im Bereich der Diskriminierung von Menschen mit Behinderung gibt § 12 BGG 

Verbänden die Möglichkeit, als Prozessstandschafter_in in verwaltungs- und 

sozialrechtlichen Verfahren vor Gericht aufzutreten. 

 „Werden behinderte Menschen in ihren Rechten aus § 7 Abs. 2, §§ 8, 9 Abs. 1, § 10 Abs. 

1 Satz 2 oder § 11 Abs. 1 verletzt, können an ihrer Stelle und mit ihrem Einverständnis 

Verbände nach § 13 Abs. 3, die nicht selbst am Verfahren beteiligt sind, Rechtsschutz 

beantragen; Gleiches gilt bei Verstößen gegen Vorschriften des Bundesrechts, die einen 

Anspruch auf Herstellung von Barrierefreiheit im Sinne des § 4 oder auf Verwendung 

von Gebärden oder anderen Kommunikationshilfen im Sinne des § 6 Abs. 3 vorsehen. In 

 

Prozessstandschafter_in – 

ein merkwürdiges Wort, 

aber juristisch korrekt – 

bezeichnet die Person, die 

im eigenen Namen das 

Recht von Betroffenen 

gerichtlich geltend macht. 
 

 

Im AGG ist eine 

Prozessstandschaft nicht 

vorgesehen. Das BUG setzt 

sich für die Einführung 

einer solchen 

Unterstützungsmöglichkeit 

für Verbände ein.   
 

http://www.bug-ev.org/themen/schwerpunkte/dossiers/verbandsklagerecht/nationale-situation/prozessstandschaft/gesetzeslage.html
http://www.bug-ev.org/themen/schwerpunkte/dossiers/verbandsklagerecht/nationale-situation/prozessstandschaft/gesetzeslage.html
http://www.bug-ev.org/themen/schwerpunkte/dossiers/verbandsklagerecht/nationale-situation/prozessstandschaft/gesetzeslage.html
http://www.bug-ev.org/themen/schwerpunkte/dossiers/verbandsklagerecht/nationale-situation/prozessstandschaft/gesetzeslage.html
http://www.bug-ev.org/themen/schwerpunkte/dossiers/verbandsklagerecht/nationale-situation/prozessstandschaft/gesetzeslage/12-bgg.html
http://www.bug-ev.org/themen/schwerpunkte/dossiers/verbandsklagerecht/nationale-situation/prozessstandschaft/gesetzeslage/63-sgb-ix.html
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diesen Fällen müssen alle Verfahrensvoraussetzungen wie bei einem 

Rechtsschutzersuchen durch den behinderten Menschen selbst vorliegen.“ 

Dazu müssen die hier genannten Rechte verletzt 

worden sein und die diskriminierte Person mit der 

Geltendmachung durch den Verband einverstanden 

sein. So dürfen nach den genannten Vorschriften 

staatliche Institutionen Menschen mit Behinderung 

nicht benachteiligen. Eine solche Benachteiligung 

liegt dann vor, wenn behinderte und nichtbehinderte 

Personen ohne zwingenden Grund unterschiedlich 

behandelt werden, sodass dadurch behinderte Menschen an ihrer gleichberechtigten 

Teilhabe am gesellschaftlichen Leben unmittelbar oder mittelbar beeinträchtigt werden. 

Des Weiteren muss der Staat Barrierefreiheit in Gebäuden herstellen und Informationen 

und Auskünfte von Behörden behinderten Menschen in geeigneter Weise zugänglich 

machen. 

Bei einer Prozessniederlage muss der Verband als direkt beteiligte Partei des 

Rechtsstreits gemäß § 91 ZPO die Kosten tragen.  

 
2.1.2.    § 63 SGB IX 
 

Eine Möglichkeit der Prozessstandschaft, im Rahmen des Behindertenrechts, regelt der   

§ 63 Sozialgesetzbuch (SGB) IX. 

„Werden behinderte Menschen in ihren Rechten nach diesem Buch verletzt, können an 

ihrer Stelle und mit ihrem Einverständnis Verbände klagen, die nach ihrer Satzung 

behinderte Menschen auf Bundes- oder Landesebene vertreten und nicht selbst am 

Prozess beteiligt sind. In diesem Fall müssen alle Verfahrensvoraussetzungen wie bei 

einem Rechtsschutzersuchen durch den behinderten Menschen selbst vorliegen.“ 

Eine wesentliche Voraussetzung für die Prozessstandschaft ist die Verletzung von 

Rechten nach dem SGB IX, welches die Rehabilitation und Teilhabe behinderter 

Menschen regelt. Verboten ist beispielsweise die Benachteiligung durch den_die 

Arbeitgeber_in aufgrund einer Behinderung (vgl. § 81 Abs.2 SGB IX). 

Eine weitere Voraussetzung für die Prozessvoraussetzung ist das Einverständnis des_der 

Betroffenen. Diese erfolgt in der Regel schriftlich, auch wenn eine zwingende 

Formvorschrift nicht existiert. Der_Die Betroffene kann sein Einverständnis auch erst 

nach Klageerhebung erteilen und zu jeder Zeit widerrufen. 

Es kommen nur Verbände in Betracht, die nach ihrer Satzung behinderte Menschen auf 

Bundes- oder Landesebene vertreten. Eine Liste der berechtigten Verbände ist öffentlich 

nicht zugänglich. 

Verliert der prozessbeteiligte Verband den Prozess, so hat er als klagende Partei auch die 

Kosten des Rechtstreits zu tragen. Unter sehr engen Voraussetzungen besteht nach § 116 

Abs. 1 Nr. 2 ZPO auch für Verbände die Möglichkeit Prozesskostenhilfe in Anspruch zu 

nehmen. Die Prozesskostenhilfe ist nur dann möglich, wenn die Kosten weder vom 

Verband, noch von der betroffenen Person aufgebracht werden können. Außerdem muss 

die Klageerhebung allgemeinen Interessen dienen. In der Praxis gefährdet ein Verband 

der seine Mittellosigkeit vor Gericht darlegen muss, möglicherweise seinen 

 

Seit der 18. Legislaturperiode ist 

die mehrfache Paralympics-

Siegerin Verena Bentele die 

Beauftragte der Bundesregierung 

für die Belange behinderter 

Menschen. 
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Vereinsstatus, da ein Verband, über den das Insolvenzverfahren eröffnet wird, in der 

Regel aufgelöst wird. 

 
3.    Verbandsklage 
 

Bei einer Verbandsklage kann ein Verband selbst 

eine Klage erheben. Sind jedoch  

konkrete Personen betroffen, wird eine Klage in der 

Regel mit der Zustimmung der betroffenen Person 

geführt. Es handelt sich dann um eine 

Prozessstandschaft. 

Da grundsätzlich vor Gericht nur klagen darf, wer 

selbst in seinen Rechten betroffen ist, stellt die Verbandsklage an sich eine Ausnahme 

dar. Sie ist deshalb nur in solchen Bereichen zulässig, wo eine entsprechende 

Gesetzgebung vorliegt. 

 
3.1.    Gesetzeslage 
 

In Deutschland gibt es momentan nur wenige Regelungen, die eine Verbandsklage 

gestatten. Diese Regelungen finden sich im Behindertengleichstellungsgesetz (BGG), 

dem Gesetz über Unterlassungsklagen bei Verbraucherrechts- und anderen Verstößen 

(Unterlassungsklagengesetz - UKlaG), dem Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 

(UWG) und dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG). 

  
3.1.1.    § 13 Behindertengleichstellungsgesetztes  
 

Das Verbandsklagerecht des Behinderten-

gleichstellungsgesetztes (BGG) ist in § 13 BGG 

geregelt. Demnach kann ein Verband eine Klage 

erheben, auch wenn er nicht selbst betroffen ist. Das 

BGG grenzt das Verbandsklagerecht ein und stellt 

besondere Anforderungen an den Gegenstand und 

das Ziel der Klage, die berechtigten Verbände und 

legt einige Verfahrensvoraussetzungen fest. 

 
3.1.1.a.  Gegenstand/Ziel der Klage 
 

Der Verband kann nur die in § 13 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BGG aufgelisteten 

Gegenstände mit seiner Klage geltend machen. Diese Gegenstände sind die 

Barrierefreiheit, das Verbot für Träger öffentlicher Gewalt, behinderte Menschen zu 

benachteiligen und das Gebot, Gebärdensprache oder andere geeignete 

Kommunikationshilfen zu verwenden. Der Verband kann mit der Klage jedoch keinen 

Schadensersatz erzielen, sondern lediglich vom Gericht feststellen lassen, dass ein 

Verstoß gegen die genannten Punkte vorliegt. Feststellung bedeutet, dass das Gericht 

lediglich ausspricht, dass ein Zustand tatsächlich nicht dem Recht entspricht. 

 

Das AGG kennt kein 

Verbandsklagerecht. Das BUG 

setzt sich in diesem Bereich für 

eine Ergänzung des AGG ein. 
 

 

Das BGG gilt nur auf der Ebene 

des Bundes. Um die Benach-

teiligung von Menschen mit 

Behinderung in den einzelnen 

Bundesländern zu beseitigen oder 

zu verhindern, hat jedes 

Bundesland sein eigenes 

Landesgesetz. 
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3.1.1.b.    Berechtigte Verbände 
 

Die Anerkennung erfolgt durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS). 

Der Beirat für die Belange behinderter Menschen schlägt dem BMAS die Vereine zur 

Anerkennung vor und das BMAS „kann“ dann die Anerkennung erteilen. Aus dem 

Wortlaut „kann“ ergibt sich, dass das BMAS grundsätzlich keine Pflicht zu Erteilung 

dieser Anerkennung hat. Allerdings grenzt § 13 Abs. 3 S. 2 BGG diesen Spielraum ein 

und das BMAS „soll“ solchen Verbänden die Anerkennung erteilen, die nach ihrer 

Satzung ideell und nicht nur vorübergehend die Belange behinderter Menschen fördern, 

nach der Zusammensetzung ihrer Mitglieder oder Mitgliedsverbände dazu berufen sind, 

Interessen behinderter Menschen auf Bundesebene zu vertreten, zum Zeitpunkt der 

Anerkennung mindestens drei Jahre bestehen und in diesem Zeitraum im Sinne der 

Nummer 1 tätig gewesen sind, die Gewähr für eine sachgerechte Aufgabenerfüllung 

bieten; dabei sind Art und Umfang ihrer bisherigen Tätigkeit, der Mitgliederkreis sowie 

die Leistungsfähigkeit der Vereine zu berücksichtigen und wegen Verfolgung 

gemeinnütziger Zwecke nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuergesetzes von der 

Körperschaftsteuer befreit sind. 

 
3.1.1.c.    Verfahrensvoraussetzungen 
 

Aus § 13 Abs. 1 S. 2 BGG ergibt sich, 

dass ein Verband nicht gegen solche 

Maßnahmen klagen kann, die auf-

grund eines verwaltungs- oder 

sozialgerichtlichen Streitverfahrens 

erlassen wurden. Hintergrund dieser 

Regelung ist, dass diesen Maßnahmen 

bereits ein Klageverfahren voran-

gegangen ist, bei dem eine gericht-

liche Überprüfung dieser Maßnahme 

hat bereits stattgefunden hat.   

Gemäß § 13 Abs. 2 S. 1 BGG ist eine Klage nur zulässig, wenn der Verband durch die 

Maßnahme in seinem satzungsgemäßen Aufgabenbereich berührt wird. Das heißt der 

Verband muss genau in dem Bereich tätig sein, der durch die Maßnahme berührt wird. 

Soweit ein behinderter Mensch selbst seine Rechte durch eine Klage verfolgen kann oder 

hätte verfolgen können, legt § 13 Abs. 2 S. 2 BGG fest, dass die Klage nach Abs. 1 nur 

erhoben werden kann, wenn der Verband geltend macht, dass es sich bei der Maßnahme 

um einen Fall von allgemeiner Bedeutung handelt. 

Dies muss der Verband im Einzelfall darlegen. Das bedeutet, dass die Entscheidung nicht 

nur für den Einzelfall, sondern für ähnlich gelagerte Fälle relevant ist. Bislang wurde von 

der Verbandsklagemöglichkeit nur in wenigen Fällen Gebrauch gemacht. 

 
 

 

 

 

Verstoßen Allgemeine Geschäftsbedingungen 

(AGB) gegen das AGG ist auch eine Klage 

nach § 1 UKlaG möglich. 

Sofern Antidiskriminierungsverbände im Sinne 

des § 23 AGG klagen wollen, bedeutet dies 

jedoch, dass auch die Beratung und 

Unterstützung von Verbraucher_innen zu ihrem 

satzungsmäßigen Ziel gehören muss. 
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3.1.2.       Gesetz über Unterlassungsklagen bei Verbraucherrechts- und anderen 

           Verstößen(UKlaG) 
 

Das Verbraucherschutzrecht sieht ein Verbandsklagerecht vor, welches im Gesetz über 

Unterlassungsklagen bei Verbraucherrechts- und anderen Verstößen (UKlaG) geregelt 

ist. 

Das UKlaG regelt die Anforderungen an den Gegenstand und das Ziel der Klage, nennt 

die berechtigten Verbände und die Verfahrensvoraussetzungen. 

 
3.1.2.a.    Gegenstand/Ziel der Klage 
 

In Fällen wo Allgemeine Geschäftsbedingungen 

(AGB), die dem Schutz der Verbraucher_innen 

zuwiderlaufen, nicht eingehalten werden, können 

einschlägige und gelistete Verbände die Interessen 

der Verbraucher_innen wahrnehmen (vgl. hier). 

Hierzu gehören auch Reiseverträge, Verbrauchs-

güterkäufe, Verkäufe im Internet, Darlehens-

verträge, etc. 

 
3.1.2.b.   Berechtigte Verbände 
 

Der § 3 UKlaG regelt, dass Verbraucherverbände, 

die sich zuvor auf die ‚Liste der qualifizierten 

Einrichtungen’ nach § 4 des UKlaG haben setzen 

lassen, klageberechtigt sind. Weiterhin 

klageberechtigt sind rechtsfähige Verbände, die 

gewerbliche Interessen fördern und die 

notwendige personelle, sachliche und finanzielle 

Ausstattung haben und deren Satzung entsprechende Tätigkeiten ausweist. Ebenfalls 

klagebefugt sind die Industrie- und Handelskammern sowie die Handwerkskammern. 

 
3.1.2.c.   Verfahrensvoraussetzungen 
 

Die Klage ist gemäß § 6 UKlaG 

vor dem Landgericht zu erheben, 

in dessen Bezirk der_die Beklagte 

seinen Wohnsitz hat. Es ist zwar 

nicht erforderlich, dass die 

Verbände zuvor eine Abmahnung 

schicken, auf Grund der 

Möglichkeit eines sofortigen 

Anerkenntnisses durch die 

belkagte Partei und der damit 

verbundenen Kostenauferlegung 

auf die klagende Partei, wird in 

 

Allgemeine 

Geschäftsbedingungen (AGB) 

sind für eine Vielzahl von 

Verträgen vorformulierte 

Vertragsbedingungen, die den 

Verbraucher_innen einseitig 

auferlegt werden. 
 

 

Das Bundesamt für Justiz führt die 

Liste (siehe hier) der qualifizierten 

Einrichtungen, auf der zurzeit 77 

(Stand 1.06.2014) Einrichtungen 

geführt sind. 
 

 

Das Bundesministerium für Justiz und 

Verbraucherschutz hat 2014 den Entwurf eines 

Gesetzes zur Verbesserung der zivilrechtlichen 

Durchsetzung von verbraucherschützenden 

Vorschriften des Datenschutzrechts Verbänden zur 

Stellungnahme vorgelegt. Vorgesehen  

ist darin auch die Möglichkeit eines 

Verbandsklagerechts für Verbraucherverbände bei 

datenschutzrechtlichen Verstößen. Dazu soll der § 2 

Abs. 2 UKlaG ergänzt werden. 
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der Praxis durch die berechtigten Verbände jedoch meist vor Klageerhebung eine 

Abmahnung verschickt. Der_Die Verbraucher_in muss sich gegebenenfalls auf das gegen 

den_die Verwender_in erlassene Unterlassungsurteil nach § 11 UKlaG  berufen, da 

Urteile immer nur zwischen den Parteien des Prozesses wirken. In Fällen, wo ein 

Verband klagt, ist auch dieser Partei des Prozesses und nicht der_die betroffene 

Verbraucher_in. 

 
3.1.3.     Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) 
 

Das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) kennt ebenfalls die Möglichkeit 

einer Verbandsklage. Das Gesetz dient dem Schutz der Mitbewerber_innen, der 

Verbraucher_innen und sonstigen Teilnehmer_innen des Marktes. Dabei sind solche 

Handlungen untersagt, die geeignet sind, den Wettbewerb zum Nachteil der 

Mitbewerber_innen, Verbraucher_innen oder sonstigen Teilnehmer_innen des Marktes 

erheblich zu beeinträchtigen. So darf man beispielsweise Waren eines_r Mitbewerbers_in 

nicht verunglimpfen, den Werbecharakter einer Wettbewerbshandlung verschleiern, 

Mitbewerber_innen gezielt behindern oder die geschäftliche Unerfahrenheit von Kindern 

und Jugendlichen ausnutzen (Vgl. hier).  

Das UWG regelt die Anforderungen an den Gegenstand und das Ziel der Klage, nennt die 

berechtigten Verbände und die Verfahrensvoraussetzungen. 

 
3.1.3.a.    Gegenstand/Ziel der Klage 

 

Eine Besonderheit des UWG besteht darin, dass beispielsweise ein betroffene_r 

Verbraucher_in selbst keine Ansprüche mit dem UWG durchsetzen kann. Er_Sie selbst 

kann sich lediglich an eine klagebefugte Verbraucherzentrale wenden. 

Die Ansprüche zielen in der Regel auf Beseitigung und bei Wiederholungsgefahr auf 

Unterlassung ab. Wenn die wettbewerbsbenachteiligten Handlungen vorsätzlich 

begangen werden und dadurch zu Lasten einer Vielzahl von Abnehmer_innen ein 

Gewinn erzielt wird, besteht ein Anspruch auf sogenannte Gewinnabschöpfung. Die 

Verbände der Mitbewerber_innen und Verbraucher_innen können gemäß § 10 UWG die 

Herausgabe dieses Gewinns zu Gunsten des Bundeshaushalts verlangen. Ein 

Schadensersatzanspruch können Mitbewerber_innen gemäß § 9 UWG dann geltend 

machen, wenn ihnen ein durch die Handlung verursachter Schaden entstanden ist. 

 
3.1.3.b.      Berechtigte Verbände 
 

Gemäß § 8 Abs. 3 UWG können Wirtschaftsverbände, Verbraucherverbände und 

Industrie- und Handelskammern, sowie Handwerkskammern auf Beseitigung oder bei 

Wiederholungsgefahr auf Unterlassung klagen. Auch Antidiskriminierungsverbände 

können berechtigte Verbände sein. Dazu müssen sie in ihrer Satzung auch den 

Verbraucherschutz aufgenommen haben. Klagen nach dem UWG in Verbindung mit dem 

AGG sind beispielsweise bei diskriminierender Werbung denkbar. 

 
 

 

http://www.gesetze-im-internet.de/uwg_2004/__3.html
http://www.gesetze-im-internet.de/uwg_2004/__4.html
http://www.bug-ev.org/themen/schwerpunkte/dossiers/verbandsklagerecht/nationale-situation/verbandsklage/gesetzeslage/uwg/gegenstandziel-der-klage.html
http://www.bug-ev.org/themen/schwerpunkte/dossiers/verbandsklagerecht/nationale-situation/verbandsklage/gesetzeslage/uwg/berechtigte-verbaende.html
http://www.bug-ev.org/themen/schwerpunkte/dossiers/verbandsklagerecht/nationale-situation/verbandsklage/gesetzeslage/uwg/verfahrensvoraussetzungen.html
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3.1.3.c.    Verfahrensvoraussetzungen 
 

Der § 12 UWG sieht vor, dass vor 

Klageerhebung erst abgemahnt werden soll. 

Dies ist in der Praxis auch üblich, aber keine 

Voraussetzung für eine wirksame 

Klageerhebung. Sollte eine Abmahnung 

jedoch unterlassen worden sein und es 

kommt im Prozess zu einem sofortigen 

Anerkenntnis der Schuld, werden die 

Kosten der klagenden Partei gemäß § 93 

ZPO auferlegt. 

 

3.1.4.     Bundesnaturschutzgesetz (BNatschG) 

Im Umweltrecht ist das Bedürfnis nach der Verbandsklage besonders offensichtlich. 

Oftmals sind es hier nicht einzelne Personen, die in ihren Rechtspositionen verletzt 

werden, wenn beispielsweise eine Autobahn durch ein Naturschutzgebiet gebaut werden 

soll. Erst mit der Einführung der Verbandsklagemöglichkeit im Naturschutzgesetz erhielt 

dieses Gesetz eine angemessene Umsetzbarkeit. Nach § 64 des 

Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) können anerkannte Naturschutzvereinigungen 

Verstöße gegen das Naturschutzrecht vor Gericht bringen.  

Diese Regelung wurde zuletzt infolge der sog. Aarhus-Konvention stark erweitert. So 

können Umweltverbände nunmehr nach § 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes 

(UmwRG) klagen, wenn etwa bei dem Bau von Industrieanlagen die vorgeschriebene 

Umweltverträglichkeitsprüfung nicht oder nicht korrekt durchgeführt wurde. Der EuGH 

hat dieses Verbandsklagerecht in einer viel beachteten Entscheidung (Rs. C-115/09 

„Trianel“, Urteil v. 12. 5. 2011) noch einmal gestärkt. 

Das Gericht stellte klar, dass die Verbandsklage nach dem UmwRG auch und gerade 

dann statthaft ist, wenn die verletzte umweltrechtliche Vorschrift „nur“ dem 

Allgemeininteresse und nicht auch dem individuellen Interesse einzelner Personen zu 

dienen bestimmt ist. Dieses Urteil bricht mit einem Dogma des deutschen Prozessrechts, 

welches immer wieder als Argument gegen die Verbandsklage ins Feld geführt wurde. So 

bleibt zu hoffen, dass die Verbandsklage nun auch in anderen Rechtsgebieten – wie etwa 

im Antidiskriminierungsrecht – eine stärkere Verbreitung findet. 

Das BNatschG stellt besondere Anforderungen an den Gegenstand und das Ziel der 

Klage, die berechtigten Verbände und legt einige Verfahrensvoraussetzungen fest. 

 
3.1.4.a.Gegenstand/Ziel der Klage 
 

Nach § 64 Abs. 1 BNatschG können klagebefugte Verbände gegen Entscheidungen nach 

§ 63 Abs. 1 Nr. 1-4 und Abs. 2 Nr. 5-7 Klage einlegen, wenn diese Entscheidungen  

 

  Mit der Abmahnung versucht man die 

Gegenseite zur Abgabe einer 

Unterlassungserklärung zu bewegen. 

Versehen wird die Abmahnung in der 

Regel mit einer angemessenen 

Vertragsstrafe. Viele Streitigkeiten im 

Bereich des unlauteren Wettbewerbs 

lassen sich so ohne Inanspruchnahme der 

Gerichte regeln. 
 

http://www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/__64.html
http://www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/__63.html
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Vorschriften des BNatschG oder Rechtsvorschriften, die auf Grund des BNatschG 

erlassen worden sind, widersprechen, sie durch die Entscheidung in ihren 

satzungsgemäßen Aufgaben- und 

Tätigkeitsbereich berührt sind und wenn sie zur 

Mitwirkung berechtigt gewesen sind, sich 

geäußert haben oder keine Gelegenheit zur 

Äußerung gehabt haben.  

So ist den entsprechenden Verbänden bei der 

Vorbereitung von Verordnungen auf dem 

Gebiet des Naturschutzes die Gelegenheit zur 

Stellungnahme und zur Einsicht von einschlägigen Sachverständigengutachten zu geben.  

 
3.1.4.b.      Verfahrensvoraussetzungen 
 

Gem. § 64 Abs. 1 S. 1 BNatschG ist eine Klage nur zulässig, wenn der klagende Verband 

anerkannt ist. Mit dieser Voraussetzung wird die erforderliche Sachkenntnis des 

Verbandes gewährleistet. 

 
B.   Europäische Situation 
 

In anderen europäischen Ländern gibt es im Antidiskriminierungsbereich ebenfalls 

Regelungen zur Klageunterstützung durch Verbände. 

Zum Vergleich möchten wir Ihnen hier Informationen zu den vorhandenen Formen der 

Unterstützung in Großbritannien, Schweden, der Schweiz, Italien und Österreich 

anbieten. 

 
1.1.   Großbritannien 

 

Das britische Recht erlaubt Verbänden und Einzelpersonen auf den unterschiedlichen 

gerichtlichen Ebenen Rechtsgutachten (amicus curiae) vorzulegen. Diese bieten, über die 

Schriftsätze der vertretenden Anwälte_innen hinaus, juristische Analysen und 

Einschätzungen von Dritten an. Dies wird in Großbritannien ‚third party intervention' 

genannt. Im Vergleich zu Deutschland stellt diese Option nur eine Teilkomponente eines 

Verbandsklagerechtes dar. Bei der ‚third party intervention’ steht die juristische Analyse 

im Zentrum und nicht die Unterstützung von Kläger_innen.    

 
1.1.1.  Third Party Intervention 
 

Die ‚third party intervention’ ist seit den späten 90er Jahren gesetzlicher Bestandteil und 

wird zunehmend von NGOs und Firmen, in Fällen wo die Rechte der Allgemeinheit 

verletzt wurden, genutzt. Eine ‚third party intervention’ wird zumeist bei Zivilklagen 

durchgeführt, ist jedoch auch in allen anderen Rechtsbereichen möglich. 

In Gerichtsverfahren vor dem Verwaltungsgericht und anderen Gerichten können alle  

 

 

Das Unabhängige Institut für 

Umweltfragen (UfU) führte im 

Auftrag des Bundesumweltamtes eine 

empirische Untersuchung zu 

Verbandsklagen im Natur- und 

Umweltschutz 2011 und 2012 durch.  
 

http://www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/__64.html
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Personen und Verbände Genehmigungen bzw. die Erlaubnis beantragen, eine ‚third party 

intervention’ einzureichen. Dazu muss ein Anschreiben von dem_der Antragsteller_in an 

das jeweilige Gericht verfasst werden. Der Antrag wird dabei vom Gericht überprüft und 

ermittelt inwiefern und warum der_die Antragsteller_in bei der Verhandlung teilnehmen 

und intervenieren möchte. 

Für eine ‚third party intervention’ wird eine Gebühr von £200 bis £500 erhoben. Diese 

Gebühr stellt für NGOs mitunter eine Hürde für die Intervention dar.Gleichwohl  keine 

formalen Voraussetzungen vorgegeben werden, sollte der_die Antragsteller_in der ‚third 

party intervention’ eine Zustimmung zur Intervention von der klagenden Partei einholen. 

Ohne diese Zustimmung hat das Gericht die Möglichkeit den Beitrag zu verweigern. 

Ähnliche Formen der ‚third party intervention’ werden auch in Australien, Neuseeland 

und Südafrika praktiziert. 

 
1.2.   Schweden 
 

Das schwedische Antidiskriminierungsgesetz wurde 2007 reformiert und gibt seitdem 

Personen, die diskriminiert wurden die Möglichkeit sich von Verbänden, Organisationen 

oder Vereinen vor Gericht vertreten und unterstützen zu lassen. Die Vertretung hängt 

jedoch jeweils von der Zustimmung der klagenden Person und der Bereitschaft der 

Organisation ab, die Klage zu unterstützen. Kläger_innen entscheiden, ob sie sich von 

einem_r Ombudsmann_frau oder einer Organisation vor Gericht repräsentieren lassen 

möchten. 

Um als Repräsentant_in vor Gericht auftreten zu können, wurden Voraussetzungen im 

Gesetz definiert, die von den NGOs erfüllt werden müssen. Zu diesen Kriterien gehören 

eine festgesetzte Mitgliederanzahl der Organisation und das relevante und spezialisierte 

Fachwissen im Bereich Diskriminierung. Das Gesetz in Kapitel 14, Absatz 9-13 erlaubt 

eine Unterstützung nur dann, wenn der Klagegegenstand im Bereich des 

satzungsmäßigen Arbeitsauftrages des Verbandes liegt. Der Verband oder die 

Organisation darf nicht entgegen des Willens des_der Klägers_in agieren. Pro Klage kann 

lediglich ein Verband hinzugezogen werden. Bei minderjährigen Klägern_innen bedarf es 

der Zustimmung der Eltern bzw. der Sorgerechtsträger_innen. Es soll hierdurch 

abgesichert werden, dass Klagen voll umfänglich und sachkompetent von der 

Organisation unterstützt werden. 

Der Verband, der in eine Klage eingebunden ist, hat das Recht sich vor Gericht zu 

äußern, Dokumente vorzulegen und Informationen zum Fall einzusehen. Somit werden 

ihm die gleichen Rechte wie einem_r Anwalt_in gewährt. 
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1.3.   Schweiz 

 

Die Bundesverfassung der Schweiz garantiert 

seit 1981 gleichen Lohn für gleichwertige 

Arbeit zwischen Männern und Frauen. Seit 

1996 definiert das Gleichstellungsgesetz (GIG) 

die wichtigsten Instrumente und 

Verfahrensregeln für die Verbandsklage in 

diesem Bereich. In der Schweiz ist es zulässig 

bei Entgeltungleichbehandlung eine Klage zu 

führen. Verbände, die nach ihrer Satzung die 

Gleichstellung von Männern und Frauen fördern, können Lohndiskriminierungen 

einklagen, sofern mehr als ein Einzelfall betroffen ist. Gerichtskosten für das Verfahren 

werden, auch für die unterliegende Partei, nicht erhoben. Bevor eine Verbandsklage 

geführt werden kann, muss ein Schlichtungsverfahren durchlaufen werden. Erst wenn 

dies gescheitert ist, kann die Klage eingeleitet werden. Verbandsklagen sind immer 

Feststellungsklagen, das heißt eine Diskriminierung wird lediglich festgestellt. Die 

eigentliche Lohnangleichung muss mit einer Einzelklage der Betroffenen erreicht 

werden. Bislang geführte Klagen in der Schweiz beziehen sich überwiegend auf den 

öffentlich-rechtlichen Bereich. Privatrechtliche Klagen sind eher selten. 

In der Schweiz ermöglichen das Umweltschutzgesetz (USG) und das Bundesgesetz über 

den Natur- und Heimatschutz (NHG). 

Verbandsklagen gegen Bauprojekte von Naturschutzorganisationen, 

Heimatorganisationen und Umweltorganisationen einzureichen 

 
1.4. Italien 

 

In Italien ist eine Prozessstandschaft im Bereich Diskriminierung aufgrund einer 

Behinderung, „Rasse“ oder ethnischen Herkunft, Diskriminierung am Arbeitsplatz oder 

der Diskriminierung aufgrund des Geschlechts zulässig. 

 

Auch in Artikel 4 des Behindertengleichstellungsgesetz  (Gesetz 67/2006) wird 

festgelegt, dass Organisationen berechtigt sind, eine Klage zu begleiten. Dabei muss eine 

notariell beglaubigte Urkunde der diskriminierten Person vorliegen. 

Bei Diskriminierungsklagen mit einem Opfer ist eine Zustimmung von Seiten der 

Betroffenen nötig. Im Falle einer Diskriminierung im Beschäftigungsbereich müssen 

Organisationen, die die Betroffenen unterstützen wollen, offiziell beim Ministerium für 

Chancengleichheit registriert sein und die Zustimmung des Ministeriums für Arbeit- und 

Sozialpolitik erhalten haben. Derzeit sind mehr als 450 Organisationen in Italien offiziell 

registriert. In Fällen von indirekter Diskriminierung, in denen keine individuelle Personen 

als Kläger_in zur Verfügung stehen, können Verbände autonom eine Verbandsklage 

führen. 

 

 

 

2004/2005 sorgte der Fall des 

Verkehrs Clubs der Schweiz (VCS) 

gegen das mit einem Einkaufszentrum 

kombinierte Stadion in Zürich für eine 

heftige öffentliche 

Auseinandersetzung um das 

Verbandsbeschwerderecht. 
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1.5. Österreich 
  

Laut § 62 des Gleichbehandlungsgesetzes kann in Österreich der Klagsverband einem 

Rechtsstreit, auf Verlangen des Opfers als 

Nebenintervenient_in beitreten, um die 

Durchsetzung der Rechte von 

Diskriminierungsopfern zu unterstützen. 

Der_Die Nebenintervenient_in kann 

beispielsweise selbst Prozesshandlungen 

vornehmen, solange diese nicht im 

Widerspruch zu den Handlungen des_der 

Klägers_in stehen. Die genaue Verfahrensweise 

ist in § 17 Zivilprozessordung (ZPO) und § 19 

ZPO geregelt. 

Weiterhin soll das am 1. Oktober 1979 in Kraft getretene Konsumentenschutzgesetz 

(KSchG), Konsumenten_innen vor Benachteiligung schützen. Dieses Gesetz sieht in § 29 

KschG eine Verbandsklage zum Schutz der Verbraucher_innen vor. 

Durch dieses Verbandsklagerecht ist es möglich, dass bestimmte Organisationen ohne 

selbst betroffen zu sein, klageweise die Einhaltung des Konsumentenschutzgesetzes §29 

KSchG verlangen können. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Klageverband zur Durchsetzung 

der Rechte von 

Diskriminierungsopfern ist eine 

Nichtregierungsorganisation, die 

Opfer in Fällen von Diskriminierung 

unterstützt und vor Gericht vertritt. 

Der Verband stellt auf seiner 

Webseite Fälle vor. 
 


